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Einkommensteuer . Keine Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen bei Ver-
sicherungserstattung 
 
Für die Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen erhalten Steuerpflichtige eine Steuerermäßigung 
in Höhe von 20 % der Aufwendungen (nur Lohnkosten), höchstens jedoch € 1.200,00 im Jahr.  
 
Handwerkerleistungen, die von einer Versicherung erstattet wurden, stellen für den Steuerpflichtigen 
jedoch keine wirtschaftliche Belastung dar und führen somit grundsätzlich zu keiner Steuerer-
mäßigung. Diese Entscheidung des Finanzgerichts Münster hat der BFH am 09. Februar 2017 in 
einem bisher nicht veröffentlichten Beschluss bestätigt. 
 
 
Einkommensteuer . Aufwendungen für Herrenabende sind gemischt veranlasst  
 
Das Finanzgericht Düsseldorf hat am 31. Juli 2018 im zweiten Rechtsgang entschieden, dass Auf-
wendungen für die Ausrichtung sogenannter „Herrenabende“ wegen einer privaten Mitveranlassung 
nur hälftig als Betriebsausgaben abgezogen werden können.  
 
Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Eine Partnerschaft von Rechtsanwälten machte Aufwendungen für Herrenabende als Betriebsaus-
gaben geltend. Zu diesen Veranstaltungen, die im Garten eines der Partner stattfanden, lud die 
Kanzlei ausschließlich Männer ein. Der Teilnehmerkreis bestand aus Mandanten, Geschäftsfreunden 
und Persönlichkeiten aus Verwaltung, Politik, öffentlichem Leben und Vereinen. Die Gäste wurden 
begrüßt, bewirtet und unterhalten. Die Kanzlei machte geltend, dass die Aufwendungen der Pflege 
und Vorbereitung von Mandaten gedient hätten und voll abzugsfähig seien. Das Finanzamt ließ die 
Aufwendungen indes nicht zum Betriebsausgabenabzug zu. 
 
Im ersten Rechtsgang hatte das Finanzgericht Düsseldorf die hiergegen gerichtete Klage abgewiesen, 
da die Aufwendungen unter das Abzugsverbot des § 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 4 EStG fallen würden.  
 
Dieses Abzugsverbot erfasst neben den ausdrücklich genannten Aufwendungen für Jagd oder 
Fischerei, für Segeljachten oder Motorjachten auch Aufwendungen für „ähnliche Zwecke“. Nach der 
bisherigen Rechtsprechung des BFH kann es auch Kosten beinhalten, die ausschließlich der 
Unterhaltung und Bewirtung von Geschäftsfreunden dienen. 
 
Die Entscheidung des Finanzgerichts Düsseldorf hat der BFH am 13. Juli 2016 aufgehoben und zur 
weiteren Sachverhaltsaufklärung zurückverwiesen. Begründung: Aus der Veranstaltung und ihrer 
Durchführung muss sich ergeben, dass Aufwendungen für eine überflüssige und unangemessene 
Unterhaltung und Repräsentation getragen werden.  
 
Die bloße Annahme eines Eventcharakters reicht hierfür nicht aus, da die unter das Abzugsverbot 
fallenden Aufwendungen für „ähnliche Zwecke“ wie bei den Regelbeispielen unüblich sein müssen. 
Dies kann wegen eines besonderen Veranstaltungsorts oder der Art und Weise der Unterhaltung der 
Gäste der Fall sein. 
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In seiner neuen Entscheidung vom 31. Juli 2018 ließ das Finanzgericht Düsseldorf die Aufwendungen 
hälftig zum Abzug zu.  
 
Zwar kommt das Abzugsverbot nach der weiteren Aufklärung des Sachverhalts nicht zur Anwendung, 
weil den Gästen weder ein besonderes qualitatives Ambiente noch ein besonderes Unterhaltungspro-
gramm geboten wurde.  
 
Die Aufwendungen für die Herrenabende sind aber gemischt veranlasst, weil sowohl Gäste aus dem 
privaten als auch aus dem beruflichen Umfeld der Partner teilgenommen haben. 
 
Tipp: Mit dieser Entscheidung ist der Fall immer noch nicht beendet. Denn nun hat die Finanzver-

waltung beim BFH Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt. Die weitere Entwicklung bleibt also 
abzuwarten. 

 
 
Einkommensteuer . Keine Einzelbewertung bei nur gelegentlichen Fahrten zur 
Betriebsstätte  
 
Nutzen Arbeitnehmer ihren Firmenwagen nur für gelegentliche Fahrten zwischen Wohnung und erster 
Tätigkeitsstätte, ist eine Einzelbewertung der Fahrten zur Ermittlung des geldwerten Vorteils möglich. 
Diese Einzelbewertung können Gewerbetreibende und Selbstständige für ihre Fahrten zur Betriebs-
stätte jedoch nicht nutzen. Dies hat der BFH am 12. Juni 2018 entschieden.  
 
Zum Hintergrund: Wird der geldwerte Vorteil nach der 1 %-Regelung ermittelt, müssen Arbeitnehmer 
zusätzlich monatlich 0,03 % des Listenpreises für jeden Entfernungskilometer versteuern, wenn sie 
den Dienstwagen auch für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte nutzen. Wird der 
Pkw aber monatlich an weniger als 15 Tagen für diese Fahrten genutzt, können sie die Einzelbe-
wertung wählen. Sie brauchen dann pro Fahrt nur 0,002 % des Listenpreises pro Entfernungskilo-
meter zu versteuern.  
 
Auch Selbstständige oder Gewerbetreibende müssen zusätzlich 0,03 % des Listenpreises pro Ent-
fernungskilometer und Monat versteuern, wenn sie den Pkw auch für Fahrten zwischen Wohnung und 
Betriebsstätte nutzen. Dies gilt nach der aktuellen Entscheidung des BFH unabhängig von der Anzahl 
der getätigten Fahrten. Eine Einzelbewertung ist nicht zulässig. 
 
Für Selbstständige und Gewerbetreibende, die ohnehin Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten 
unterliegen, ist es – so der BFH – zumutbar, ein Fahrtenbuch zu verlangen, um die Nachteile der 
0,03 %-Regelung zu vermeiden, die sich bei weniger als 15 monatlichen Fahrten ergeben. 
 
 
Lohnsteuer . Rabatte bei Autoverkäufen an Beschäftigte eines verbundenen Unter-
nehmens kein Arbeitslohn  
 
Gewährt ein Autohersteller den Arbeitnehmern eines verbundenen Unternehmens dieselben Rabatte 
beim Autokauf wie seinen eigenen Mitarbeitern (Werksangehörigenprogramm), handelt es sich hierbei 
nicht um steuerpflichtigen Arbeitslohn. So lautet zumindest die Ansicht des Finanzgerichts Köln (Urteil 
vom 11. Oktober 2018). 
 



 

 4 

Ausgabe Februar 2019 

Der Kläger war bei einem Zulieferbetrieb eines Autoherstellers beschäftigt. Der Autobauer war mit 
50 % an dem Zulieferer beteiligt und nahm dessen Mitarbeiter in sein Rabattprogramm für Werks-
angehörige auf. In 2015 erwarb der Steuerpflichtige ein Neufahrzeug und erhielt einen Preisvorteil, der 
ca. € 1.700,00 über dem üblichen Händlerabschlag lag. Außerdem wurden ihm die Überführungs-
kosten in Höhe von € 700,00 erlassen. Das Finanzamt behandelte diese Vorteile als Arbeitslohn. 
Doch das Finanzgericht Köln sah das anders. 
 
Das Finanzgericht stellte darauf ab, dass der Autobauer die Rabatte im eigenwirtschaftlichen Ver-
kaufsinteresse und nicht für die Arbeitsleistung des Steuerpflichtigen gewährt hat. Der Hersteller 
erschließt sich bei den Mitarbeitern des Zulieferbetriebs eine leicht zugängliche Kundengruppe, die er 
durch gezielte Marketingmaßnahmen anspricht, um damit seinen Umsatz zu steigern.  
 
Mit seiner Entscheidung stellt sich das Finanzgericht gegen den „Rabatterlass“ des Bundesfinanz-
ministeriums (BMF-Schreiben vom 20. Januar 2015). Danach sollen Preisvorteile, die Arbeitnehmern 
von wirtschaftlich verbundenen Unternehmen eingeräumt werden, ebenso regelmäßig Arbeitslohn 
sein, wie Vorteile, die eigenen Arbeitnehmern gewährt werden.  
 
Tipp: Gegen diese Entscheidung ist die Revision beim Bundesfinanzhof anhängig.  
 
 
Kindergeld . Zu den Voraussetzungen für ein erkranktes, aber ausbildungswilliges 
Kind 
 
Ist ein volljähriges Kind ausbildungswillig, aber zeitweise wegen einer Erkrankung nicht in der Lage, 
sich um einen Ausbildungsplatz zu bemühen, kann bei entsprechendem Nachweis rückwirkend An-
spruch auf Kindergeld bestehen. Damit tritt das Finanzgericht Hamburg mit seiner Entscheidung vom 
31. Juli 2018 der gängigen Praxis der Familienkassen entgegen. Nach deren Dienstanweisung soll es 
nämlich erforderlich sein, dass eine Erklärung des Kindes, sich nach seiner Genesung zum nächst-
möglichen Ausbildungsbeginn zu bewerben, bereits vorab vorgelegt wird. 
 
Nach Auffassung der Familienkassen setzt die Kindergeldgewährung während des Zeitraums einer 
Erkrankung des Kindes zum einen voraus, dass die Erkrankung und deren voraussichtliches Ende 
durch eine ärztliche Bescheinigung nachgewiesen werden. Für das Finanzgericht Hamburg ist es 
jedoch unschädlich, wenn das voraussichtliche Ende der Erkrankung vom Arzt zunächst nicht mitge-
teilt wird. Eine solche Erklärung ist gerade bei psychischen Erkrankungen oft nicht möglich – und dies 
kann nicht zulasten des Kindergeldberechtigten gehen. 
 
Zum anderen muss das Kind mit Beginn der Erkrankung schriftlich gegenüber der Familienkasse 
erklären, dass es sich nach der Genesung zum nächstmöglichen Ausbildungsbeginn bewerben will 
bzw. die Ausbildung fortführen wird. Das Problem: Solche Erklärungen wirken nach Auffassung der 
Familienkassen erst ab dem Eingang der schriftlichen Erklärung. Eine rückwirkende Kindergeldge-
währung ist danach ausgeschlossen.  
 
Das Finanzgericht geht davon aus, dass es sich hierbei nur um eine verwaltungsökonomische 
Regelung handelt. Liegt eine solche vor, muss die Familienkasse nicht mehr prüfen. Hiervon unbe-
rührt müssen aber Beurteilungen des Einzelfalls bleiben. Entscheidend ist, ob das Kind ausbildungs-
willig war in den Monaten, für die das Kindergeld begehrt wird. Diese Beurteilung einer inneren Tat-
sache obliegt dem Finanzgericht. 
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Tipp: Ist eine Krankheit der Grund für die Unterbrechung einer Ausbildung oder der Suche nach 
einem Ausbildungsplatz, sollten bis zur Klärung der Rechtslage – die Revision gegen die Ent-
scheidung ist beim Bundesfinanzhof anhängig – weiterhin möglichst zeitnah ein entsprechen-
des ärztliches Attest und eine Erklärung des Kindes über die fortbestehende Ausbildungs-
willigkeit bei der Familienkasse vorgelegt werden.  

 
Ferner ist zu beachten, dass rückwirkende Kindergeldzahlungen durch das Steuerum-
gehungsbekämpfungsgesetz eingeschränkt wurden. Das heißt: Kindergeld wird rückwirkend 
nur für die letzten sechs Monate vor Beginn des Monats gezahlt, in dem der Antrag auf 
Kindergeld eingegangen ist. Dies gilt erstmals für Anträge, die nach dem 31. Dezember 2017 
eingehen. 
 
 

Umsatzsteuer . Bauträger haben in Altfällen einen USt-Erstattungsanspruch 
 

Bis dato gewährt die Finanzverwaltung Umsatzsteuer-Erstattungen in sogenannten Bauträger-Altfällen 
nur, wenn nachgewiesen wird, dass der Umsatzsteuerbetrag an den Subunternehmer bezahlt worden 
ist oder aber mit der vom Subunternehmer abgetretenen Forderung aufgerechnet werden kann. Doch 
diese profiskalische Handhabung hat der BFH mit seiner Entscheidung vom 27. September 2018 
abgelehnt. Im Raum stehen Steuerausfälle in einstelliger Milliardenhöhe. 
 
Hintergrund 
 
Bei bestimmten Bauleistungen schuldet der Leistungsempfänger die Umsatzsteuer, wenn er selbst 
Bauleistungen erbringt. Die für die Baubranche verankerte Übertragung der Steuerschuldnerschaft auf 
den Leistungsempfänger hatte die Finanzverwaltung ab 2010 per Verwaltungsanweisung auch auf 
bauleistungsempfangene Bauträger ausgedehnt. Allerdings hatte der BFH eine solche Übertragung 
der Steuerschuldnerschaft eingeengt. 
 
Vordergründig eröffnete sich dadurch die Möglichkeit eines Wohnungsbaus ohne Umsatzsteuer-
belastung:  
 
Bauunternehmer konnten aufgrund der Weisungslage der Finanzverwaltung darauf vertrauen, die von 
ihnen erbrachten Bauleistungen nicht versteuern zu müssen. 
  
Bauträger waren entgegen der Annahme der Finanzverwaltung nach der Rechtsprechung des BFH 
von vornherein kein Steuerschuldner. 
 
Hierauf hat der Gesetzgeber in 2014 mit einer Neuregelung reagiert. Zudem wurde eine Übergangs-
regelung für Altfälle (Stichtag: 15. Februar 2014) geschaffen, um bei der Rückerstattung der Steuern 
an den Bauträger den eigentlichen Steuerschuldner (Bauunternehmer) nachträglich belasten zu 
können.  
 
Zur Verfahrensvereinfachung wurde gesetzlich geregelt, dass der leistende Unternehmer seinen dann 
gegenüber dem Leistungsempfänger zivilrechtlich entstehenden Anspruch auf Nachzahlung der Um-
satzsteuer an das Finanzamt abtreten kann, welches im Anschluss mit der Erstattungsforderung des 
Leistungsempfängers gegenüber dem Fiskus aufrechnen wird. 
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Hinsichtlich der Nachbelastung der leistenden Unternehmer entschied der Bundesfinanzhof bereits 
am 23. Februar 2017, dass eine Umsatzsteuerfestsetzung gegenüber dem leistenden Unternehmer 
nur dann (zu seinem Nachteil) geändert werden kann, wenn ihm ein abtretbarer Anspruch auf Zahlung 
der gesetzlich entstandenen Umsatzsteuer gegen den Leistungsempfänger zusteht. 
 
Ungeklärt war bislang, wie mit den Erstattungsanträgen der Bauträger umzugehen ist. Die Finanzver-
waltung gewährte eine Erstattung bislang nur dann, wenn der Bauträger Umsatzsteuer an den 
leistenden Bauunternehmer nachzahlt oder für die Finanzverwaltung eine Aufrechnungsmöglichkeit 
gegen den Bauträger besteht.  
 
Diese Einschränkungen sind nach der aktuellen Entscheidung des BFH allerdings rechtswidrig. 
 
Entscheidung 
 
Die in 2014 gesetzlich verankerte Übergangsregelung betrifft die Umsatzsteuernachforderung von den 
leistenden Unternehmern. Eine vergleichbare Regelung zulasten des Leistungsempfängers, der sich 
unzutreffend als Steuerschuldner angesehen hat, gibt es nicht.  
 
Der Erstattungsanspruch von Bauträgern in Altfällen ist nicht von weiteren Bedingungen abhängig. 
Insbesondere kommt es nicht darauf an, dass der Bauträger einen gegen ihn gerichteten Nach-
forderungsanspruch des Bauleisters erfüllt oder die Möglichkeit für eine Aufrechnung durch das 
Finanzamt besteht. 
 
Tipp: Die Finanzverwaltung hat ihre Revisionen zur Frage der Verzinsung der Erstattungsansprüche 

von Bauträgern zurückgenommen. Es ist somit davon auszugehen, dass Erstattungsan-
sprüche zu verzinsen sind und dies demnächst durch ein Schreiben des Bundesfinanz-
ministeriums geregelt wird. 

 
 
Kraftfahrzeugsteuer . Zahlungspflicht auch bei Dieselfahrverbot? 
 
Das Finanzgericht Hamburg hat am 14. November 2018 die Klage eines Dieselfahrers abgewiesen, 
der mit Blick auf die Dieselfahrverbote eine Herabsetzung der Kraftfahrzeugsteuer begehrte. Weil das 
Finanzgericht die Revision nicht zugelassen hat, hat der Steuerpflichtige Nichtzulassungsbeschwerde 
beim Bundesfinanzhof eingelegt. 
 
Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Der Halter eines Diesel-Pkw, der die Emissionsklasse Euro 5 erfüllt, wehrte sich gegen die Fest-
setzung der Kraftfahrzeugsteuer. Weil in einzelnen Städten und Gemeinden die Straßennutzung für 
seinen Pkw durch Dieselfahrverbote eingeschränkt werde, widerspreche die Steuerfestsetzung dem 
Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung.  
 
Besteuerungsgrundlage sei der Schadstoffausstoß. Durch das Fahrverbot sei sein Fahrzeug poten-
ziell weniger schädlich, weil es in den Fahrverbotszonen keine Stickoxide mehr ausstoße. Doch dieser 
Auffassung ist das Finanzgericht Hamburg nicht gefolgt. 
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Der Besteuerungstatbestand ist bereits verwirklicht, wenn das Fahrzeug nach den verkehrsrechtlichen 
Bestimmungen zum Verkehr zugelassen wurde. Ob das Fahrzeug überhaupt genutzt wird und welche 
Straßen befahren bzw. nicht befahren werden, ist nach der gesetzlichen Ausgestaltung der 
Kraftfahrzeugsteuer unerheblich. 
 
Dass der Steuerpflichtige mit seinem Euro-5-Fahrzeug wegen zwischenzeitlich von einzelnen 
Kommunen (wie auch der Freien und Hansestadt Hamburg) verhängter Fahrverbote einzelne Straßen 
nicht befahren darf, berührt daher die Festsetzung der Kraftfahrzeugsteuer nicht. Eine Reduzierung 
bzw. Aufhebung der Kraftfahrzeugsteuer ist gesetzlich nicht vorgesehen. 
 
 
Arbeitsrecht . (Un)dank ist der Welten Lohn – Kein Mindestlohnanspruch bei Berufs-
orientierungspraktikum 
 
BAG , Urteil vom 30.01.2019, Az.: 5 AZR 556/17 
 
Nach einer Entscheidung des Bundesarbeitsgerichtes haben Praktikanten keinen Anspruch auf den 
gesetzlichen Mindestlohn, wenn sie das Praktikum zur Orientierung für eine Berufsausbildung oder für 
die Aufnahme eines Studiums durchführen und es eine Dauer von drei Monaten nicht übersteigt. 
Unschädlich ist in diesem Zusammenhang, wenn das Praktikum aus Gründen, die in der Person des 
Praktikanten rechtlich oder tatsächlich liegen unterbrochen und um die Dauer der Unterbrechungszeit 
verlängert wird, wenn zwischen den einzelnen Abschnitten ein sachlicher und zeitlicher Zusammen-
hang besteht und die Höchstdauer von drei Monaten insgesamt nicht überschritten wird. 
 
Die Klägerin interessierte sich für den Beruf der Pferdewirtin. Sie vereinbarte daher mit der Beklagten, 
die eine Reitanlage betreibt, ein dreimonatiges Praktikum zur Orientierung für eine solche Berufsaus-
bildung. Das Praktikum begann am 06.10.2015. In der Zeit vom 03. bis 06.11.2015 war die Klägerin 
arbeitsunfähig krankgeschrieben. Ab dem 20.12.2015 trat sie in Absprache mit der Beklagten über die 
Weihnachtsfeiertage einen Familienurlaub an. Dieser Urlaub endete in gemeinsamer Absprache so, 
dass die Praktikantin erst am 12.01.2016 in das Praktikum zurückkehren sollte. Hintergrund dieses 
langen Urlaubs war, weil die Klägerin die Zwischenzeit nutzen wollte, um auch auf anderen Pferde-
höfen "Schnuppertage“ verbringen zu können. Das Praktikum bei der Beklagten endete sodann am 
25.01.2016. Während des Praktikums erhielt die Klägerin keine Vergütung gezahlt. 
 
Dies schien die Klägerin im Nachhinein für ungerecht zu halten und nahm die Beklagte für die Zeit 
ihres Praktikums auf Vergütung in Höhe des gesetzlichen Mindestlohns in einer Gesamthöhe von 
€ 5.491,00 brutto in Anspruch. Begründet wurde diese Forderung damit, dass die gesetzlich 
festgelegte Höchstdauer eines Orientierungspraktikums von drei Monaten überschritten worden und 
daher ihre Tätigkeit mit dem (damaligen) Mindestlohn von € 8,50 pro Stunde zu vergüten sei. 
 
Vor dem Arbeitsgericht konnte die Klägerin noch durchdringen. Bereits das Landesarbeitsgericht wies 
auf die Berufung der Beklagten hin die Klage ab. Daraufhin ging die Klägerin in die Revision, sodass 
das BAG entscheiden musste. 
 
Die Bundesrichter folgten der Ansicht des Berufungsgerichts. Das LAG habe die Klage zu Recht 
abgewiesen, so das BAG. Denn ein Anspruch auf gesetzlichen Mindestlohn bestehe nicht, weil das 
Praktikum zur Orientierung für eine Berufsausbildung die Höchstdauer von drei Monaten nicht über-
schritten habe, so die Richter. 
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Denn Unterbrechungen des Praktikums seien innerhalb dieses Rahmens möglich, wenn der 
Praktikant hierfür persönliche Gründe habe und die einzelnen Abschnitte sachlich und zeitlich 
zusammenhingen. Diese Voraussetzungen seien in dem vorliegenden Fall gegeben. Das Praktikum 
sei wegen Zeiten der Arbeitsunfähigkeit sowie auf eigenen Wunsch der Klägerin für nur wenige Tage 
unterbrochen und im Anschluss an die Unterbrechungen jeweils unverändert fortgesetzt worden. 
 
 
Markenrecht . Durst gelöscht – Marke nicht!  
 
OLG Hamm, Urteil vom 24.01.2019 , Az.: 4 U 42/18 
 
In einem Markenrechtsstreit hat das OLG Hamm entschieden, dass die Wortmarke „Felsquellwasser“ 
nicht gelöscht werden muss. 
 
Geklagt hatte ein Hobbybrauer gegen eine der größten deutschen Brauereien, die ihren Sitz im 
nordrhein-westfälischen Kreutal hat. Der Kläger wollte die Löschung der für die Brauerei einge-
tragenen Wortmarke „Felsquellwasser“ erreichen und hatte damit auch zunächst vor dem Landgericht 
Bochum Erfolg. 
 
Das OLG Hamm entschied nun aber zugunsten der Brauerei. Der Senat stellte heraus, dass die 
beklagte Brauerei den Begriff „Felsquellwasser“ unstreitig fortlaufend seit den 1960er-Jahren in dem 
Werbeslogan "mit Felsquellwasser gebraut“ benutzt habe. Diese Art der Benutzung innerhalb des 
Werbeslogans habe die Grundlage dafür dargestellt, dass das Deutsche Patent- und Markenamt die 
Wortmarke „Felsquellwasser“ im Juni 2010 in das deutsche Markenregister eingetragen habe. Die 
Frage, ob diese Eintragung zu Recht oder zu Unrecht erfolgte, hatte das Gericht nicht zu entscheiden. 
 
Wenn dieselbe Nutzung innerhalb des Werbeslogans, die bereits zu der Eintragung in das Marken-
register geführt habe, nach der Eintragung in das Register – wie hier von der beklagten Brauerei – 
fortgesetzt werde, müsse dies genügen, die Wortmarke auch zu erhalten, so die Richter. Daher könne 
keine Rede davon sein, dass die beklagte Brauerei die Wortmarke nicht rechtserhaltend genutzt habe, 
was für den Bestand einer Marke notwendig ist. Die Löschung könne daher nicht verlangt werden. 
 
Allerdings hatte der Kläger bei der Kostenentscheidung des Gerichts noch Erfolg. Denn Die Richter 
führten aus, dass die Beklagte erst in der Berufungsinstanz den entscheidungserheblichen Vortrag 
geliefert habe, der letztlich zur Klageabweisung führte. Insoweit wurden der Beklagten die Kosten des 
Berufungsverfahrens, immerhin nach einem Gegenstandswert in Höhe von € 500.000,00 auferlegt. 
 
Ob das Urteil rechtskräftig ist, ist diesseits nicht bekannt. 
 
 
Internetrecht . Musterwiderrufsbelehrung: Bereits vorhandene Servicetelefon-
nummern müssen genannt werden 
 
OLG Schleswig, Urteil vom 10.1.2019, Az.: 6 U 37/17 
 
Wenn Unternehmer, die Waren und Dienstleistungen über das Internet vertreiben und dabei die 
gesetzlich angebotene Muster-Widerrufsbelehrung verwenden, muss in dieser Belehrung eine bereits 
vorhandene Servicetelefonnummer angeben werden.  
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Ansonsten liegt nach einer Entscheidung des schleswig-holsteinischen Oberlandesgerichts ein Ver-
stoß gegen obliegende Belehrungspflichten gegenüber den Verbrauchern vor. 
 
Die Beklagte vertreibt über das Internet u. a. Telekommunikationsdienstleistungen. Sie verwendet 
dabei das gesetzlich angebotene Muster für die Widerrufsbelehrung, um den Verbraucher über sein 
Widerrufsrecht zu informieren. In der Muster-Widerrufsbelehrung gab die Beklagte ihre Telefon-
nummer nicht an, obwohl sie über geschäftliche Telefonnummern verfügt, die eigens für den Kontakt 
mit bereits vorhandenen Kunden eingerichtet worden sind.  
 
Der Kläger, ein Verein zur Förderung gewerblicher oder selbstständiger beruflicher Interessen, nahm 
die Beklagte auf Unterlassung dahingehend in Anspruch, dass sie die Widerrufsbelehrungen nicht 
verwendet, ohne darin die bereits vorhandene Telefonnummer anzugeben.  
 
Bereits vor dem Landgericht hatte die Klage Erfolg. Die Berufung wurde nun vom zuständigen OLG 
zurückgewiesen. 
 
Die Richter bestätigten, dass die Beklagte die ihr obliegenden Belehrungspflichten gegenüber Ver-
brauchern nicht erfüllt hat, indem sie eine Telefonnummer, die sie für den Kontakt mit bereits 
vorhandenen Kunden nutzt, in der Muster-Widerrufsbelehrung nicht angegeben hat.  
 
Zum Ausfüllen des Musters für die Widerrufsbelehrung hat der Gesetzgeber einen Gestaltungshinweis 
formuliert. Danach soll der Unternehmer seinen Namen, seine Anschrift und, soweit verfügbar, seine 
Telefonnummer, Telefaxnummer und E-Mail-Adresse angeben.  
 
Da der Widerruf nicht nur in Textform, sondern auch telefonisch oder mündlich erklärt werden kann, 
muss der Unternehmer dem Verbraucher die Telefonnummer jedenfalls dann mitteilen, wenn er diese 
Telefonnummer auch sonst nutzt, um mit seinen Kunden in Kontakt zu treten, so die Richter. So stellte 
es sich bei der Beklagten dar. Bei ihr existieren verschiedene Telefonnummern, über welche sie von 
ihren Kunden im Zusammenhang mit bereits geschlossenen Verträgen angerufen werden kann. 
Deshalb muss sie über diesen Kommunikationsweg auch etwaige Widerrufe entgegen nehmen. 
 
Ob das Urteil rechtskräftig ist, ist diesseits nicht bekannt. 
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